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In der Stadtumbaupraxis Ost ist eine Debatte über eine pro-
aktive Politik, im Unterschied etwa zur Klimapolitik, bislang 
ausgeblieben. Im Kern geht es um die Anpassung des bau-
lichen Angebotes an ein geringeres und sich veränderndes 
Angebot (Anpassung). Diese Schwerpunktsetzung ist mit den 
bestehenden erheblichen städtebaulichen Missständen ins-
besondere in ostdeutschen Städten (vor allem mit Blick auf 
den Wohnungsleerstand) erklärbar. Daher werden die meisten 
Fördermittel nicht für Aufwertungs-, sondern für Rückbau-
maßnahmen eingesetzt (Bundesministerium, 2008: 65). Sie 
leistet allerdings keinen Beitrag zur Lösung des ursächlichen 
Problems im Stadtumbau, der erheblich geringer werdenden 
Nachfrage. 

In der Förderpraxis unterscheidet sich zugleich die west- von 
der ostdeutschen Zielsetzung: Programmatischer Unterschied 
ist das Moment der Vorbeugung im Westen gegenüber der 
Reaktion auf den Leerstand im Osten. Im Westen wird weiter-
hin eine Strategie der Wiedernutzung brachgefallener Flächen 
erkennbar. Zukünftig sollte aber auch hier diskutiert werden, 
ob eine Zielstellung zur Erhaltung des bisherigen Stadtkörpers 
tatsächlich eine proaktive Antwort auf die Schrumpfung dar-
stellt oder ob diese Vermögensfi ktion nicht eher zugunsten 
neuer Schrumpfungskonzepte aufgegeben werden müsste. 

Vereinheitlichung des Stadtumbaubegriffs
Die unterschiedliche Interpretation des Stadtumbaubegriffs 
ist zur Herausbildung einer kohärenten Vorgehensweise nicht 
dienlich. Daher verfolgt auch der Bund mittelfristig die Zusam-
menführung der beiden Programme. Es spricht vieles dafür, 

Reaktive und proaktive Inhalte 
des Stadtumbaus
Der Begriff „Stadtumbau“ umfasst die gesellschaftliche Ant-
wort auf den demografi schen Wandel und die mit diesem ver-
bundene Stadtschrumpfung (Strauß, 2009: 148-151). Er soll 
nachhaltige städtebauliche Strukturen wiederherstellen. Nach 
dem Baugesetzbuch erfolgen Stadtumbaumaßnahmen daher 
in Gebieten mit erheblichen städtebaulichen Funktionsverlus-
ten. Nach § 171a Abs. 2 S. 2 BauGB liegen diese insbesondere 
vor, „wenn ein dauerhaftes Überangebot an baulichen Anla-
gen für bestimmte Nutzungen, namentlich für Wohnzwecke, 
besteht oder zu erwarten ist“. Die gesellschaftliche Antwort 
auf den demografi schen Wandel kann demnach sowohl reak-
tiv („besteht“) als auch proaktiv („zu erwarten“) sein.

Jede reaktive gesellschaftliche Antwort zur raumstrukturellen 
Anpassung an den Wandel impliziert neue Impulse für den de-
mografi schen Wandel selbst. Sinnvoll ist es hierbei, Antworten 
zu identifi zieren, die beide Aspekte integrieren. Proaktive Bei-
träge zum Umgang mit zukünftigen beziehen sich vor allem 
auf die gesellschaftlichen Dimensionen des Raumes (Läpple, 
1991: 196-197): Es gilt, Beiträge zu Raumstrukturen zu leis-
ten, die unter anderem eine Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf ermöglichen, mithilfe weicher Standortqualitäten nah- 
und fernräumliche Wanderungsgewinne erzielen und schließ-
lich neu über Außenwanderung denken. Diese gesellschafts-
räumlichen Zielstellungen führen erst im zweiten Schritt (in der 
Operationalisierung) zu physisch-räumlichen Konsequenzen. 

1 Der Beitrag ist im Zusammenhang mit der Dissertation über fl ächenpolitische 
Elemente der integrierten Konzepte entstanden, die der Autor zurzeit erarbeitet.
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Die bisherige Stadtumbaupraxis steht in Ost und West auf dem Prüfstand. Die 
Bundesregierung hat die Fortführung des Programms beschlossen und anerkennt 
damit die verbleibenden sowie mit den steigenden Haushaltsausfällen neu hinzu-
kommenden siedlungsstrukturellen Missstände. In der Bewertung des bisherigen 
Stadtumbaus ist unter anderem die Frage zu stellen, welchen Beitrag das eigens 
geschaffene Instrumentarium geleistet hat und inwiefern dieses zu optimieren ist. 
Im Mittelpunkt des Instrumentariums steht das integrierte Konzept. Der folgen-
de Beitrag analysiert daher die materielle und formelle Ausprägung dieses Instru-
ments und formuliert konzeptionelle Ansätze zu dessen Weiterentwicklung.1 
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sektoralen Zielsetzungen zu minimieren und Synergien zu bün-
deln. Zugleich gilt es, Doppelförderungen zu vermeiden und 
Schnittmengen zwischen Förderprogrammen abzuschaffen.

Entkopplung der Konzept- von 
der Förderebene
In der Praxis ist die Erarbeitung integrierter Konzepte von der 
Förderprogrammatik bereits ebenfalls teilweise entkoppelt. So 
sind etwa in Sachsen zunächst „Gesamtstädtische Integrierte 
Stadtentwicklungskonzepte (INSEKs)“ nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 
BauGB obligatorisch, die integrierte Ziele und Maßnahmen 
sowie Aussagen über die Förderkulissen enthalten. Aus die-
sen gesamtstädtischen Konzepten sind teilräumliche „Städte-
bauliche Entwicklungskonzepte“ nach § 171 b Abs. 2 S. 1 
BauGB abzuleiten, auf deren Grundlage Fördermittel für ein-
zelne Maßnahmen beantragt werden können. Eine zunächst 
gesamtstädtische Perspektive scheint unabdingbar, um die 
Herausforderungen des demografi schen Wandels ganzheit-
lich zu begreifen (Nagler 2005: 79). Daher ist es sinnvoll, die 
Entwicklung der Gesamtstadt und ihrer Teilräume zu beob-
achten und auch konzeptionell auf verschiedenen Maßstabs-
ebenen zu planen. Denn bei einer insgesamt zurückgehen-
den Einwohnerzahl wird die Stabilisierung eines Teilraumes 
destabilisierende Tendenzen in anderen Teilräumen bewirken. 
In der schrumpfenden Stadt wird Nachfrage in der Regel le-
diglich umverteilt, nur selten (etwa durch Gewinne aus Fern-
wanderung oder Reurbanisierung) neu erzeugt. Daher ist der 
Quartiersvergleich ebenso wichtig wie der gesamtstädtische 
Kontext und die regionale Einbindung.

Dennoch bestehen auch in der erprobten Planungspraxis Pro-
bleme:

 ■ Für den Bund ist ein teilräumliches Konzept für ein „Gebiet“ 
maßgeblich, während die Länder gesamtgemeindliche Ziele 
und Maßnahmen fordern. Dies führt zu Verwirrungen in 
der Planungs- und Förderpraxis und zur notwendigen Er-
arbeitung von Konzepten für beide Betrachtungsebenen.

den in der ostdeutschen Stadtumbaupraxis gefestigten Begriff 
zu verwenden. Denn das Neue des Stadtumbaus ist die An-
erkennung eines längerfristig anhaltenden Funktionsverlustes 
und damit die Abkehr von der Vermögensfi ktion einzelner 
Grundstücke. Mit diesem Alleinstellungsmerkmal unterschei-
det er sich von den anderen Programmen der Städtebauför-
derung. Maßnahmen zur Revitalisierung sollten entsprechend 
nicht mehr als Stadtumbau- sondern als Sanierungs- oder als 
Entwicklungsmaßnahmen gefördert werden. 

Die förderprogrammatische Unterscheidung sollte auch des-
halb aufgegeben werden, weil es dafür keine planungsrechtli-
che Entsprechung gibt. Vielmehr wird im Baugesetzbuch eine 
einheitliche Problem- und Zielstellung formuliert. Dabei sind 
nach § 171a Abs. 1 BauGB Stadtumbaumaßnahmen anstelle 
und ergänzend zu den vorhandenen Instrumenten zulässig. 
Dies ermöglicht die eben skizzierte Forderung, zunächst das 
Maßnahmenspektrum des Stadtumbaus auf den Umgang mit 
dem Funktionsverlust zu reduzieren und zugleich integrierte 
Lösungsansätze zu entwickeln, die über diese Maßnahmen 
hinausgehen. Hierfür dient das städtebauliche Entwicklungs-
konzept nach § 171b Abs. 2 S. 1 BauGB, in dem Ziele und 
Maßnahmen für ein Stadtumbaugebiet festgelegt werden. 
Diese Ziele und Maßnahmen können über den reaktiven Um-
gang mit dem erheblichen städtebaulichen Funktionsverlust 
hinausgehen und proaktive Maßnahmen einbeziehen. Im Er-
gebnis sollte die ganzheitliche Konzeptebene von der spezifi -
schen Maßnahmenebene getrennt werden. Daraus folgt eine 
Zweiteilung in der Vorgehensweise: Dem konzeptionellen 
Dach eines weit gefassten integrierten Stadtentwicklungskon-
zeptes ordnen sich unterschiedliche Maßnahmen unter, die 
aus verschiedenen Förderquellen (z.B. Stadtumbau, Soziale 
Stadt, Sanierung, Städtebaulicher Denkmalschutz) fi nanziert 
werden. Dabei hat die Gemeinde in der Wahl der Instrumente 
und der Maßnahmen ein Auswahlermessen. Bei dieser Zweitei-
lung kommt dem integrierten Konzept als Gesamtmaßnahme 
die strategische Bedeutung zu, die auch auf Ebene der Bun-
desländer gefordert wird: Es gilt, Konfl ikte zwischen einzelnen 

Abb. 1: „Men At Work“ in Hamburg-Wilhelmsburg (Foto: Metscher)

Abb. 2: Umgenutzte Lagergebäude am Hafen von Neustrelitz (Foto: Jost) 
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kann „[…] die Intensität der Beeinträchtigung von Eigentum-
spositionen […] weit über das übliche Maß bauplanungs-
rechtlicher Einwirkungen hinausgehen“: So ist das Konzept 
oftmals „[…] die abschließende, letztlich parzellenscharfe und 
– in der ganz überwiegenden Mehrzahl der Fälle – die einzige 
gemeindliche Planung.“ (Möller, 2006: S. 76). Daher kommt 
ihm in vielen Städten doch die von der Landesseite geforder-
te zentrale Bedeutung zu. Umso mehr verwundert allerdings, 
dass in Folge einer allgemeinen Deregulierung und Kommu-
nalisierung staatlicher Aufgaben die Konzepte z.B. in Sachsen 
keiner gesamtplanerischen Kontrolle mehr unterzogen wer-
den sollen.

Wirkungen des integrierten Konzeptes
Die integrierten Konzepte im Stadtumbau entfalten verschie-
dene mittelbare Wirkungen, auch gegenüber dem Grund-
stückeigentümer. Zu nennen sind hierbei insbesondere:

 ■ Selbstbindung der Gemeinde und Handlungsrahmen für 
Gesamt- und Fachplanung;

 ■ Strategische Aussagen, Verfl echtung, lokales Leitbild: 
Stadtumbau wird durch das Konzept als Gesamtmaßnah-
me begreifbar;

 ■ Kommunikation und Transparenz: Stadtumbau als prozess-
orientiertes, kooperatives Vorgehen;

 ■ Grundlage für Stadtumbaugebiet und Stadtumbausatzung: 
neue Möglichkeiten gemeindlichen Handelns, das Außen-
wirkung entfaltet: Festlegung Stadtumbaugebiet, Versagen 
oder Erteilung einer Genehmigung i.V.m. der Stadtumbau-
satzung;

 ■ Die Länder fordern nur in geringem Umfang proaktive Aus-
sagen ein.

 ■ Die Konzepte fokussieren materiell trotz der Einbindung 
etwa des Sozialamtes und des Amtes für Wirtschaftsförde-
rung auf physisch-räumliche Ziele und Maßnahmen.

Darüber hinaus steht der Anspruch eines strategischen ge-
samtstädtischen Konzeptes, das als zentrales gemeindliches 
Entwicklungskonzept dienen soll, im Widerspruch zu drei 
Rahmenbedingungen des kommunalen Alltages: Zunächst er-
fordert ein konsensual erarbeitetes Konzept, das den Maßga-
ben einer kooperativen und integrativen Planung entsprechen 
soll, einen hohen Bearbeitungsaufwand. Dieser ist von den 
Gemeinden schwer aufzubringen, zumal mit der Erarbeitung 
der integrierten Konzepte keine weitere Planung entfällt (hilf-
reich sind daher die Förderzuschüsse für die Erarbeitung der 
Konzepte). Dann fi ndet der Anspruch auf konsensuale Erar-
beitung durch die öffentlichen und privaten Akteure vor Ort 
keinen Widerhall – gerade in Klein- und Mittelstädten werden 
Ziele und Maßnahmen von privaten Planungsbüros erarbeitet, 
während sich der von Landesseite geforderte intensive Beteili-
gungs- und Abstimmungsprozess auf Abfragen reduziert.

Schließlich korrespondiert der Anspruch eines zentralen 
strategischen Stadtentwicklungskonzeptes nicht mit dessen 
planungsrechtlichem Status. Unter Anerkennung der pla-
nungsrechtlichen Dichotomie „informell – formell“ in der 
Gesamtplanung (Krautzberger, 2009: § 1 Rn. 77) sind die im 
Stadtumbau entstehenden Konzepte den informellen Instru-
menten zuzuordnen. Sie haben keine unmittelbare rechtliche 
Bindungswirkung, es werden weder Inhalte noch Schranken 
des Eigentums rechtsverbindlich neu festgelegt. Allerdings 

Abb. 3: Stellung der Konzepte im Stadtumbau (Quelle: eigener Entwurf unter Verwendung von Möller 2006; Mitschang 2003, S. 529)
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Verhältnis zur formellen Planung
In der Planungspraxis führt dies daher zu einer Parallelität 
informeller und formeller Planung. So überarbeitet Leipzig 
nach Fertigstellung des gesamtstädtischen Konzeptes ak-
tuell den Flächennutzungsplan. Mittlerweile hat sich daher 
ein paralleles System informeller und formeller Pläne heraus-
gebildet (vgl. Abb. 3). Aufgrund der Programmorientierung 
des Stadtumbaus und der Verknüpfung von Planinhalten mit 
Förderstrukturen ist auf allen drei Ebenen (Region, Gesamt-
gemeinde, Teilraum) davon auszugehen, dass es sich bei den 
planungsrechtlich informellen Konzepten nicht um eine vor-
bereitende Planung, sondern um eine wesentliche Grundlage 
zur Stadtentwicklung handelt (auf regionaler Ebene bezieht 
sich die Verknüpfung insbesondere auf die Integrierten Länd-
lichen Entwicklungskonzepte und die sich dabei eröffnenden 
Fördermöglichkeiten). Hierbei zeigen sich explizit die Unter-
schiede zwischen planungsrechtlicher und (aus Governance-
Perspektive) planungspraktischer Sicht.

Im System der informellen Gesamtplanung fi ndet eine Kon-
kretisierung der Planinhalte statt, wie dies auch bei der for-
mellen Gesamtplanung erfolgt. Die vertikalen Beziehungen 
zwischen den informellen Planebenen scheinen daher zu-
nächst eindeutig zu sein. Doch gibt es Diskussionen über 
diese informelle Stufenfolge: Trotz der Forderung bereits im 
Stadtumbau-Wettbewerb 2001 werden bislang wenige regi-
onale integrierte Stadtumbaukonzepte erarbeitet; hier bietet 
es sich an, Stadtumbauthemen bei der Erarbeitung Regiona-
ler oder Integrierter Ländlicher Entwicklungskonzepte mit zu 
behandeln. Einfacher gestaltet sich die Stufenfolge der infor-
mellen Planung innerhalb der Gemeinde. Teilräumliche Kon-
zepte können die gesamtstädtische Darstellung konkretisieren 
und adressscharfe Aussagen treffen. Allerdings bestehen hier 
ebenfalls unterschiedliche Interessen der einzelnen Ressorts 
in der Verwaltung und der verschiedenen öffentlichen und 
privaten Akteure. Zudem fordern BauGB und  Bund-Länder-
Programm lediglich Konzepte für ein defi niertes „Stadtum-
baugebiet“, während die gesamtstädtische Perspektive nur 
von geringer Bedeutung ist. Demgegenüber sind sich die Bun-
desländer der Relevanz der gesamtstädtischen und umfassen-

den Perspektive bewusst und 
fordern daher konzeptionel-
le Aussagen auch für diese 
räumliche Ebene. 

Das horizontale Verhältnis – 
jeweils zwischen dem infor-
mellen und dem formellen 
Konzept – ist bislang unklar. 
Sowohl die Frage nach der 
planungsrechtlichen Verbind-
lichkeit informeller Konzep-
te ist nicht zufriedenstellend 
beantwortet (letztlich sind sie 
nur Abwägungsmaterial) als 

 ■ In Ausnahmefällen (Antrag des Bundeslandes beim BMVBS) 
Grundlage für den Abriss von Gebäuden älter als 1919, so-
fern damit insgesamt ein Beitrag zur Stadterhaltung geleis-
tet wird und die Gebäude nicht denkmalgeschützt sind;

 ■ Grundlage für Erschließung von Fördermitteln (nur mithilfe 
eines Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes ist es mög-
lich, ein Fördergebiet zu beschließen) und

 ■ Planinhalte führen zu Bodenwertverlusten in Rückbauge-
bieten (Möller, 2006: S. 77).

Trotz dieser Wirkungen bleibt die Planungssicherheit der Be-
troffenen eingeschränkt: Das Konzept kann durch einfachen 
Beschluss der Gemeinde geändert werden (allerdings müssen 
ändernde Fortschreibungen abwägungsfehlerfrei sein, wes-
halb keine grundlegende Veränderung der Planung möglich 
ist). Integrierte Konzepte des Stadtumbaus sind daher infor-
melle Instrumente, die die Bauleitplanung nicht ersetzen, we-
der inhaltlich noch prozessual. 

Abb. 4: Reaktive und proaktive gesellschaftliche Antwort

Abb. 5: Steuerungsverständnis in Deutschland – neueres Verständnis
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und Fördermaßnahmen zugeordnet werden. Folge dieser Zwei-
teilung sollte eine Loslösung des integrierten gesamtgemeind-
lichen Konzeptes von dem Förderprogramm Stadtumbau sein. 

Das integrierte Konzept könnte formell weiterentwickelt wer-
den und den Flächennutzungsplan ablösen. Dabei wird eine 
neue mittelbare Verbindlichkeit des Konzeptes anerkannt, die 
ihm in der Praxis bereits heute zukommt. 

Materiell sollte das Konzept um gesellschaftsräumliche Aus-
sagen erweitert werden, die über den bisherigen Stadtumbau 
mit seinem physischen Raumbegriff hinausgehen. Andererseits 
ist es nicht möglich, mit einem einzigen Planungsvorgang alle 
raumbezogenen Probleme zu lösen bzw. Ziele zu verfolgen. Im 
Kern eines integrierten Konzeptes sollten letztlich doch Beiträ-
ge zur Rückführung des Siedlungskörpers auf ein zukunftsfä-
higes Maß stehen. Dabei ist insbesondere eine gebäude- und 
wohnungspolitische Zielstellung durch eine Flächenkreislauf-
wirtschaft unter Schrumpfungsbedingungen zu ersetzen.

Für das Förderprogramm Stadtumbau (Ost wie West) leitet 
sich aus dieser programmatischen Fokussierung die Forderung 
ab, alle bisherigen Fördermaßnahmen zum Recycling aufzuge-
ben, weil diese bereits ausreichend von anderen Programmen 
abgedeckt werden; vielmehr gilt es, mit einem bundesein-
heitlichen Programm die bisherigen Siedlungs- und Verkehrs-
fl ächen in schrumpfenden Städten aus einem Verwertungszu-
sammenhang herauszunehmen und den Siedlungskörper auf 
ein verkleinertes und damit nachhaltiges Maß zurückzuführen.
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auch die Aufgabenteilung (nach planungsrechtlicher Auffas-
sung über das System der räumlichen Gesamtplanung ist die 
Entwicklung und Ordnung im Kern Aufgabe der Bauleitpla-
nung, während in der Stadtumbaupraxis das integrierte Kon-
zept die abschließende Handlungsgrundlage bildet). Darüber 
hinaus bestehen institutionelle Probleme, weil die weit über 
städtebauliche Aspekte hinausreichenden Inhalte des integ-
rierten Konzeptes auf die mit den grundgesetzlich vereinba-
ren bodenrechtlichen Aussagen reduziert werden müssten, 
um mit der Bauleitplanung abgebildet zu werden. So werden 
in einem integrierten Konzept zum Teil auch Planinhalte dar-
gestellt (z.B. der Abriss), die sich nicht analog in einem Bebau-
ungsplan festsetzen lassen. Folgt ein Bebauungsplan einem 
integrierten Konzept, handelt es sich daher oftmals nur um 
eine Nachsteuerung, der auch der Bundesgesetzgeber keine 
Priorität eingeräumt hat: Vielmehr sollen im Stadtumbau das 
konsensuale Vorgehen im Vordergrund stehen und hoheitli-
che Instrumente nur nachrangig zur Anwendung kommen 
(Krautzberger 2009: § 171 c Rn. 1). 

Zur Verfahrensvereinfachung und zur Vermeidung paralleler 
Planungsvorgänge sollte insbesondere auf gesamtgemeind-
licher Ebene die Substitutionsmöglichkeit der Bauleitplanung 
diskutiert werden (vgl. Mitschang 2003: S. 529). Im Ergebnis 
könnte ein optimiertes integriertes gesamtstädtisches Kon-
zept zukünftig den Flächennutzungsplan ersetzen. 

Fazit und Ausblick
In der Praxis überwiegen im Stadtumbau Ost aufgrund der 
erheblichen städtebaulichen Funktionsverluste reaktive Aus-
sagen, während im Westen auch proaktive gesellschaftliche 
Antworten diskutiert werden. Allerdings führen diese unter-
schiedlichen Auseinandersetzungen zu einer Verwässerung 
des Stadtumbaubegriffes. Zukünftig sollte ein integriertes Ent-
wicklungskonzept als Gesamtmaßnahme für die gesamte Ge-
meinde erarbeitet werden. Aus den Aussagen des gesamtge-
meindlichen Konzeptes sollten teilräumliche Pläne abgeleitet 

Christian Strauß
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Abb. 6: Zusammenhänge zwischen integriertem Konzept und Städte-
bauförderung 


